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Auswirkungen der Corona-Krise 

Die sich seit Anfang 2020 rasant ausbreiten-

de Corona-Pandemie verändert das Wirt-

schaftsleben tiefgreifend und stellt Unter-

nehmen vor vielschichtige Herausforderun-

gen. Während aktuell häufig die Frage im Fo-

kus steht, ob und wie die Geschäftstätigkeit 

innerhalb der geltenden Beschränkungen 

aufrechterhalten werden kann, ergeben sich 

jedoch auch Auswirkungen auf die Rech-

nungslegung – sowohl aus einzelgesell-

schaftlicher als auch aus konsolidierter Sicht, 

wenn das Unternehmen in einem Konzern-

verbund organisiert ist. 

Aufstellung des Konzernabschlusses 

Nach § 290 HGB müssen konzernrechnungs-

legungspflichtige Mutterunternehmen den 

Konzernabschluss und Konzernlagebericht 

innerhalb von fünf Monaten nach dem Kon-

zernabschlussstichtag, der dem Abschluss-

stichtag des Mutterunternehmens entspricht, 

aufstellen. Für kapitalmarktorientierte Mutter-

unternehmen verkürzt sich diese Frist auf ei-

nen Zeitraum von vier Monaten nach dem 

Konzernabschlussstichtag.  

Die Auswirkungen des Corona-Virus können 

in mehrfacher Hinsicht Verzögerungen im 

Prozess der Konzernabschlussaufstellung 

bewirken – bspw. durch die temporäre 

Schließung des Unternehmens, den Ausfall 

von Buchhaltungspersonal oder Probleme bei 

der Beschaffung erforderlicher Informationen. 

Eine fehlende oder verspätete Aufstellung ei-

nes Konzernabschlusses ist im HGB nicht 

unmittelbar sanktionsbewehrt. Allerdings 

müssen der Konzernabschluss und Konzern-

lagebericht innerhalb von zwölf Monaten – 

bei kapitalmarktorientierten Mutterunterneh-

men innerhalb von vier Monaten – nach Ab-

lauf des Konzerngeschäftsjahrs offengelegt 

werden. Sofern diese Offenlegungspflichten 

nicht erfüllt werden, ist die Offenlegung über 

die – ggf. wiederholte – Festsetzung von 

Ordnungsgeldern zu erzwingen. Bei einer 

unverschuldeten Behinderung hinsichtlich der 

Erfüllung der Offenlegungspflicht ist auf ent-

sprechenden Antrag beim Bundesamt für 

Justiz eine Wiedereinsetzung in den vorheri-

gen Stand zu gewähren. Wenn die verspäte-

te Offenlegung des Konzernabschlusses auf 

durch das Corona-Virus ausgelöste und un-

vorhersehbare Folgen zurückzuführen ist, 

sollte nach der im Fachlichen Hinweis vom 

25.03.2020 dargelegten Ansicht des IDW ei-

ne solche unverschuldete Behinderung vor-

liegen. 

Beschaffung notwendiger Daten 

Probleme bei der Datenbeschaffung im Hin-

blick auf die für den Konzernabschluss not-

wendigen Daten können sich nicht nur beim 

Konzernmutterunternehmen, sondern auch 

bei den übrigen Konzernunternehmen erge-

ben. Dies kann dazu führen, dass die für die 

Konzernrechnungslegung notwendigen Da-

ten nicht oder nicht rechtzeitig beschafft wer-

den können, um die Aufstellung des Kon-

zernabschlusses zu ermöglichen. 

Für Tochterunternehmen beinhaltet § 296 

HGB insgesamt vier Konsolidierungswahl-

rechte, die den Verzicht auf die Vollkonsoli-

dierung von Tochterunternehmen bei Erfül-

lung der entsprechenden Voraussetzungen 

ermöglichen. Mit Blick auf mögliche Auswir-

kungen der Corona-Krise kommt die Anwen-

dung des Konsolidierungswahlrechts nach 

§ 296 Abs. 1 Nr. 2 HGB in Betracht, das in 

Anspruch genommen werden darf, wenn die 

für die Aufstellung des Konzernabschlusses 

erforderlichen Angaben nicht ohne unverhält-

nismäßig hohe Kosten oder unangemessene 
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Verzögerungen erlangt werden können. In 

seinem Fachlichen Hinweis vom 04.03.2020 

sieht das IDW dies im Einzelfall als erfüllt an, 

wenn die Reporting Packages für den Kon-

zern aufgrund der Auswirkungen der Ausbrei-

tung des Corona-Virus nicht oder nur mit er-

heblicher Verzögerung an das Mutterunter-

nehmen geliefert werden können – bspw. 

wegen des Ausfalls von Personal im Rech-

nungswesen des jeweiligen Tochterunter-

nehmens oder aufgrund eines „Lockdowns“ 

im Sitzland der Tochtergesellschaft. 

Damit das Konsolidierungswahlrecht in An-

spruch genommen werden kann, ist es Vo-

raussetzung, dass weder vorläufige Zahlen 

vorliegen noch eine geeignete Hochrechnung 

von bereits vorhandenen – und dem Mutter-

unternehmen zur Verfügung gestellten – Ab-

schlussdaten möglich ist. Neben den stren-

gen Anforderungen, die grundsätzlich an die 

Inanspruchnahme des als Ausnahmerege-

lung konzipierten Konsolidierungswahlrechts 

zu stellen sind, kann eine Verwendung vor-

läufiger oder hochgerechneter Daten sowohl 

für den Konzern als auch für die Adressaten 

des Konzernabschlusses von Vorteil sein. 

Aus Sicht des Konzerns ist es einfacher, eine 

Vollkonsolidierung mit einem zum Teil auf 

Schätzungen basierenden Abschluss des 

Tochterunternehmens fortzusetzen, statt eine 

Endkonsolidierung vorzunehmen und im 

Folgejahr ggf. wieder eine Erstkonsolidierung 

durchführen zu müssen. Aus Sicht der Kon-

zernabschlussadressaten kann sich der Ein-

blick in die Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage des Konzerns verschlechtern, wenn die-

se durch den Ausweis eines Endkonsolidie-

rungserfolgs verzerrt wird, der aus einer Ge-

sellschaft resultiert, die nach wie vor Be-

standteil des Konzerns ist und zukünftig wie-

der vollkonsolidiert werden wird. 

Erfüllen Tochtergesellschaften jedoch nicht 

(nur) die Kriterien des § 296 Abs. 1 Nr. 2 

HGB zu unverhältnismäßig hohen Kosten 

oder unangemessenen Verzögerungen, son-

dern sind (auch) von untergeordneter Bedeu-

tung für die Vermittlung eines den tatsächli-

chen Verhältnissen entsprechenden Bilds der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage im 

Konzernabschluss, kann aufgrund ihrer Un-

wesentlichkeit auf die Einbeziehung in den 

Konzernabschluss verzichtet werden. Für 

solche Gesellschaften, für die perspektivisch 

nicht davon auszugehen ist, dass kurzfristig 

eine Konsolidierungspflicht eintritt, kann die 

Corona-Krise einen Anlass darstellen, bisher 

vollkonsolidierte Gesellschaften aus dem 

Vollkonsolidierungskreis auszuschließen, so-

fern diese in Summe von untergeordneter 

Bedeutung sind. In der Folgezeit ist wiede-

rum das Stetigkeitsgebot bei der Ausübung 

des Konsolidierungswahlrechts zu beachten. 

Die Inanspruchnahme von Konsolidierungs-

wahlrechten ist im Konzernanhang anzuge-

ben und zu begründen. Darüber hinaus sind 

auch die Auswirkungen von Veränderungen 

des Konsolidierungskreises so zu erläutern, 

dass die Vergleichbarkeit des konsolidierten 

Abschlusses im Zeitablauf gewährleistet ist. 

Bei assoziierten Unternehmen ist einer Equi-

ty-Bewertung aufgrund der Vorgaben des 

§ 312 HGB jeweils der letzte verfügbare Jah-

res- bzw. Konzernabschluss des assoziierten 

Unternehmens zugrunde zu legen. Sofern al-

so bis zum Zeitpunkt des Konzernabschlus-

ses noch kein aktueller Jahres- bzw. Kon-

zernabschluss des assoziierten Unterneh-

mens zur Verfügung gestellt werden kann, ist 

es im Ausnahmefall zulässig, die Equity-

Bewertung ausgehend vom letzten verfügba-

ren – also dem im Vorjahr schon „verarbeite-

ten“ – Jahres- bzw. Konzernabschluss vorzu-

nehmen. Die Fortschreibung der Anteile an 

assoziierten Unternehmen umfasst dann die 

dem Mutterunternehmen bekannten Kapital-

veränderungen wie Einlagen, Kapitalrückzah-

lungen oder im Geschäftsjahr vereinnahmte 

Ausschüttungen vom assoziierten Unterneh-

men sowie die planmäßige und ggf. außer-

planmäßige Fortschreibung der im Equity-

Wertansatz enthaltenen stillen Reserven und 

Lasten sowie Unterschiedsbeträge. Die Fort-

schreibung um das Jahresergebnis des as-

soziierten Unternehmens wird dann ausge-

setzt, bis die entsprechenden Informationen 

wieder verfügbar sind. 

Werthaltigkeitsprüfungen 

Die aus dem Corona-Virus resultierenden 

negativen Auswirkungen auf die wirtschaftli-

che Entwicklung können dazu führen, dass 

Werthaltigkeitsprüfungen des Konzernver-

mögens erforderlich sind. Dies gilt nicht nur 

für die in den Jahresabschlüssen der einbe-

zogenen Unternehmen bilanzierten Vermö-

gensgegenstände, sondern auch für kon-

zernspezifische Werte. Dies können sowohl 

stille Reserven sein, die einzelnen Vermö-
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genswerten im Rahmen der Kaufpreisalloka-

tion bei der Erstkonsolidierung zugeordnet 

wurden, als auch Geschäfts- oder Firmen-

werte. 

Als Anhaltspunkte, die für eine voraussicht-

lich dauernde Wertminderung und damit ei-

nen Wertberichtigungsbedarf beim Ge-

schäfts- oder Firmenwert sprechen, nennt 

DRS 23.126 unter anderem substanzielle 

Hinweise, dass die zu erwartende Ertrags- 

oder Kostenentwicklung des Tochterunter-

nehmens schlechter ist oder sein wird als er-

wartet. Ebenfalls aufgeführt werden signifi-

kante Veränderungen mit nachteiligen Folgen 

für das Unternehmen im technischen, markt-

bezogenen, ökonomischen, rechtlichen oder 

gesetzlichen Umfeld des Unternehmens, die 

eingetreten sind oder eintreten werden, sowie 

der Wegfall von (Teil-)Märkten, der den Ab-

satz wesentlicher Erzeugnisse verringert. 

Die negativen wirtschaftlichen Folgen der 

Corona-Pandemie können dazu führen, dass 

oben genannte Anhaltspunkte vorliegen und 

somit eine Werthaltigkeitsprüfung auslösen. 

Sollte sich aus der Ermittlung des beizule-

genden Werts des Geschäfts- oder Firmen-

werts im Vergleich zu seinem Buchwert ein 

Wertminderungsbedarf ergeben, ist diesem 

durch eine außerplanmäßige Abschreibung 

Rechnung zu tragen. Der Geschäfts- oder 

Firmenwert unterliegt einem Zuschreibungs-

verbot, sodass eine außerplanmäßige Ab-

schreibung – auch bei späterer Erholung 

bzw. Wegfall der sie begründenden Faktoren 

– nicht rückgängig gemacht werden darf. 

Werthaltigkeitsprüfungen können im Zusam-

menhang mit den Auswirkungen der Corona-

Krise auch für Beteiligungen erforderlich wer-

den – unabhängig davon, ob diese nach der 

Equity-Methode oder zu fortgeführten An-

schaffungskosten bewertet werden. Der Be-

teiligungsbuchwert kann damit maximal bis 

auf null bzw. einen Erinnerungswert abge-

schrieben werden – darüber hinausgehende 

negative Wertfortschreibungen bei Anteilen 

an Gemeinschaftsunternehmen oder assozi-

ierten Unternehmen, die at equity bewertet 

werden, führen zu einer Fortschreibung in ei-

ner statistischen Nebenrechnung, bis sich in 

Folgeperioden ggf. wieder ein positiver Wert 

ergibt, der dann in der Bilanz wieder „auf-

taucht“ (sogenannte U-Boot-Theorie bei der 

Equity-Bewertung). 

Müssen im Jahresabschluss eines Konzern-

mutterunternehmens oder einer Zwischen-

holding Beteiligungen an voll oder quotal 

konsolidierten Unternehmen wertberichtigt 

werden, ist dies immer auch ein Indiz, dass 

ein mit dieser Beteiligung verbundener Ge-

schäfts- oder Firmenwert ggf. dauerhaft wert-

gemindert ist und abgeschrieben werden 

muss. 

Fazit und Empfehlung 

Die aktuellen Entwicklungen der Corona-

Pandemie beeinflussen auch die Konzern-

rechnungslegung. Dies gilt sowohl für die Or-

ganisation des Aufstellungsprozesses als 

auch hinsichtlich der Datenbeschaffung für 

die konsolidierte Rechnungslegung. Darüber 

hinaus müssen auch Werthaltigkeitsüberle-

gungen angestellt werden, insbesondere bei 

den aus der Konsolidierung resultierenden 

Geschäfts- oder Firmenwerten. Diese können 

– sofern Halbjahres- oder Quartalsberichte 

erstellt werden – nicht bis Ende 2020 ver-

schoben werden, sondern müssen zum je-

weiligen Stichtag auf Basis der bestmögli-

chen Schätzung vorgenommen werden.  

 

Für Ihre Rückfragen stehen wir Ihnen gerne 
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